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Vom Majestätsverbrechen zum Terrorismus: 
Politische Kriminalität, Recht, Justiz und Polizei 
zwischen Früher Neuzeit und 20. Jahrhundert 
Die neuere Geschichte weist eine kaum übersehbare Fülle unterschiedlichster 
Manifestationen von politischer Dissidenz und Gewalt auf, die von den damit 
befassten Rechtssystemen als politische Verbrechen oder »Terrorismus« 
bewertet wurden. Auf den ersten Blick mag es fraglich erscheinen, unter-
schiedliche Straftaten wie Majestätsbeleidigung, Attentate, Verschwörungen, 
Amtsdelikte, Korruption, Aufstände/Rebellion, Anarchismus, oder Terroris-
mus bis in die Frühe Neuzeit zurück unter dem gemeinsamen Nenner der 
politischen Kriminalität zu betrachten.' Stellt nicht insbesondere der » Ter-
rorismus«, als Herausforderung an den einzelnen Staat und das internationale 
Staatensystem, ein genuines Phänomen der Moderne dar, das kaum mit dem 
vormodernen Majestätsverbrechen oder Amtsdelikten vergleichbar ist? Die 
aktuelle Forschung zu Terrorismus und Terrorismusbekämpfung, die inter-
disziplinär und international ausgerichtet und durch eine Fülle von Ansätzen 
und Theorien gekennzeichnet ist, beschäftigt sich folglich eher selten mit 
dessen historischen W~rzeln. 2 Einige Versuche, die Geschichte des Terroris-
mus teilweise bis zur Antike zurückverfolgen,' stießen zudem auf Kritik, da sie 
Überblick zur Geschichte politischer Verbrechen: BARTON L. INGRAHAM, 
Political Crime in Europe. A Comparative Study of France, Germany, and 
England, Berkeley 1979; DIRK BLASIUS, Geschichte der politischen Kriminali-
tät in Deutschland (r8oo-198o). Eine Studie zu Justiz und Staatsverbrechen, 
Frankfurt a. M. 1983; FLORIANA CoLAo, 11 delitto politico tra ottocento e 
novecento. Da »delitto fittizio« a »nemico dello Stato«, Milano 1986. 
BEATRICE DE GRAAF, Theater van de angst. De strijd tegen terrorisme in 
Nederland, Duitsland, Italie en Amerika, Amsterdam 20io, bearbeitet und 
übersetzt: Evaluating Counterterrorism Performance. A Comparative Perspec-
tive, London 20 I I. V gl. beispielhaft aus der abundanten Literatur: KuRT 
GRAULICHIDIETER SIMON (Hg.), Terrorismus und Rechtsstaatlichkeit. Analy-
sen, Handlungsoptionen, Perspektiven, Berlin 2007; MARKUS VoLz, Extra-
territoriale Terrorismusbekämpfung, Berlin 2007; KERSTIN WoLNY, Die 
völkerrechtliche Kriminalisierung von modernen Akten des internationalen 
Terrorismus unter besonderer Berücksichtigung des Statuts des Internationa-
len Strafgerichtshofs, Berlin 2008. 
WALTER LAQUEUR, A History of Terrorism, with a new introduction by the 
author, New Brunswick u. a. 2oo8; GERARD CHALIANDIARNAUD BLIN (Hg.),_ 
The History of Terrorism. From Antiquity to Al Qaeda, Berkeley 2007; BREIT 
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historisch differente Phänomene unter dem unscharfen, auch aktuell rechtlich 
nur schwer zu definierenden Begriff des »Terrorismus« subsuqlieren. 4 
Auf der phänomenologischen Ebene der Manifestationen poUtischer Krimi-
nalität und ihrer unterschiedlichen gesellschaftlichen und politischen Kontexte 
dominiert seit dem r6. Jahrhundert zweifelsohne Diversität; Täter, Motive 
und Taten unterscheiden sich erheblich und scheinen kaum nlit dem modernen 
Terrorismus vergleichbar. Tätergruppen, Gewalt und Öffentlichkeitswirkung 
weisen zwar häufig vergleichbare Dimensionen auf, bilden jedoch keinen 
zwingenden, unverzichtbaren Bestandteil einer allgemeingültigen historischen 
Definition politischer Krinlinalität. Eine Gemeinsamkeit bildet vor allem das 
»politische« Element des jeweiligen Verbrechens und dessen Zielobjekt: der 
Staat, die Obrigkeit, das »Herrschaftssystem« und dessen Repräsentanten 
sowie deren Reaktionen, die in der Kriminalisierung und »Securitization« 
als politisches Gewaltverbrechen bzw. »Terrorismus« bestehen konnten. 5 Die 
meist politisch motivierten und teils gewaltsamen Handlungen schädigten 
zumindest den Staat, zielten auf die Beseitigung (oder den Austausch) der 
Herrschaftselite oder die Umformung der Herrschaftsordnung - oder wurden 
als solche vom Staat oder seinen Repräsentanten entsprechend dargestellt. 
Politische Gewalt bzw. politische Verbrechen lassen sich insofern nicht auf 
physische Wirkungen reduzieren, sondern sie beinhalteten grundsätzlieb eine 
medial-symbolische Dimension, die durchaus als »gewaltsam« gemeint und/ 
oder aufgefasst wurde. 6 Unabhängig von durchaus unterschiedlichen Motiven 
4 
6 
BoWDEN/MrcHAEL T. DAvrs (Hg.), Terror. From Tyrannicide to Terrorism, St. 
Lucia/Queensland 2oo8; DoMrNIQUE VENNER, Histoire du Terrorisme, Paris 
2002; MICHAEL BuRLEIGH, Blood and Rage. A Cultural History of Terrorism, 
London 2010. 
Siehe z. B. IsABELLE DUYVESTEYN, The Role of History and Continuity in 
Terrorism Research, in: MAGNOS RANsTORP (Hg.), Mapping Terrorism 
Research: State of the Art, Gapsand Future Direction, London 2007, S. 51-
75; BRETtBOWDEN, Terror(s) throughout the Ages, in: BoWDENIDAVIS, Terror, 
S. 1-2o; ARTHUR H. GARRISON, The Theory and Application of Terrorism: A 
Review of Historical Development, in: BowDENIDAVIS, Terror, S. 21-41; 
MARTHA CRENSHAW (Hg.), Terrorism in context, Univeristy Park Pennsylva-
nia 1995; ßRUCE HOFFMAN, Inside Terrorism, New York 1998. 
Vgl. zum Modell der »Securitization«: BARRY BuzAN/ÜLE WJEVERI]AAP DE 
WILDE, Security: A New Framewerk for Analysis, London 1998; TtnERRY 
BALZACQ (Hg.), Securitization Theory. How Security Problems Emerge and 
Dissolve, London 201 I. 
Vgl. hierzu beispielhaft: FR.MiKLIN L. FORD, Reflections on Political Murder: 
Europe in the Nineteenth and Twentieth Centuries, und ERIC HOBSBAWM, 
Political Violence and Political Murder: Comments on Franklin Ford's Essay, 
in: WOLFGANG J. MOMMSEN/GERHARD HIRSCHFELD (Hg.), Social protest, 
violence and terror in 19th- and 2oth-century Europe, London 1982, S. I-I2 
und IJ-I9. 
Vom-Majestätsverbrechen zum Terrorismus 
wurden politische Verbrechen als besondere Form von Kriminalität wahr-
genommen, normativ spezifisch konzeptualisiert und vielfach im Rahmen 
einer besonderen »politischen« Strafjustiz z. T. mit spezifischen Strafen ge-
ahndet. »Terrorismus« ist in dieser Hinsicht immer ein »essentially contested 
concept«: 7 Das Phänomen existiert nicht als objektive Kategorie außerhalb des 
historischen Kontextes und kann analog zur (öffentlichen/inneren) »Sicher-
heit« immer auch hinsichtlich seiner Funktionen beschrieben werden: »Sicher-
heit ist ein mit dem Fürstenstaat der europäischen Neuzeit entstandenes 
Abstraktum«, so Werner Conze, »das seit dem 17· Jahrhundert in immer 
neuen Bedeutungsfeldern konkretisiert und, meist affirmativ gebraucht, zu 
einem normativen ,Begriff' wurde«. »Sicherheit« sowie den damit zusammen-
hängenden Bedrohungsszenarien wie insbesondere "Terrorismus« kam daher 
auch die Funktion zu, die Ausweitung von Tätigkeitsfeldern (wie Justiz und 
Polizei) und Herrschaft des moderne Staat zu ermöglichen und zu legitimier-
ten. 8 
Vor diesem theoretischen Hintergrund kann man eine Reihe von grund-
legenden Elementen identifizieren, die sich in unterschiedlichen Konstellatio-
nen historisch manifestierten bzw. als wesentlich wahrgenommen wurden und 
die für eine allgemeine historische Analyse politischer bzw. »terroristischer« 
Verbrechen und die jeweiligen Reaktionen der Rechtssysteme von Bedeutung 
sind: 
- einzelne Dissidenten/Täter, die meist eine unterscheidbare Gruppe/Verei-
nigung formten (oder als solche wahrgenommen wurden), die »Anfüh-
rer«/ Aktivisten, Mitglieder, Mitläufer und Unterstürzer umfassen konnte 
und im »Geheimen« operierte bzw. als Verschwörung wahrgenommen 
wurde; 
politische Motive, die z. T. auch religiös fundiert sein konnten, sich gegen 
die Herrschaftselite, die Obrigkeit oder den Staat richteten und seitens der 
Täter auch als »Widerstand« legitimiert, seitens der reagierenden Rechts-
systeme aber als "kriminell" etikettiert wurden; 
- individuelle oder kollektive Gewalt als eine wesentliche, symbolische 
Handlungsform, die sich z. B. in Attentaten, politischen Morden oder Auf-
ständen manifestierte und sich teilweise geplant gegen Herrscher bzw. 
7 WILLIAM E. CoNOLLY, The terms of political discourse, 3rd ed., Princeton 
1993, S. IO. 
8 Vgl. WERNER CoNZE, Sicherheit, Schutz, in: Orro BRUNNER u. a. (Hg.), 
Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen 
Sprache in Deutschland, Bd. 5, Stuttgart 1984, S. 831-862. 
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Repräsentanten des Herrschaftssystems richtete, aber auch unbeteiligte 
Dritte in Mitleidenschaft ziehen und auf eine allgemeine pestabilisierung 
zielen konnte; ~ 
- die symbolische und kommunikative Funktion der Verbrechen/Handlun-
gen, die neben der politischen Botschaft auch die Mobilisierung von 
Unterstützern sowie die Verbreitung von Angst und damit das Ziel der 
Destabilisierung und Delegitimierung des jeweiligen Herrschaftssystems 
umfassen konnte; 
- die auf Recht, Justiz und Sicherheit (bzw. Polizei) abstellenden Reaktionen 
der jeweiligen Herrschafts- bzw. Rechtssysteme, welche den Staat bzw. die 
Gesellschafts- und Herrschaftsordnung schützen sollten, aber auch als 
»politische« Justiz instrumentalisiert werden konnten und denen ebenfalls 
eine symbolisch-kommunikative Dimension zukam. 
Diesem Band bzw. seinen Beiträgen liegt folglich eine historisch flexible 
Definition politischer Kriminalität zugrunde, die diese als ein historisch 
wandelbares normatives Konstrukt und als diskursive Zuschreibung begreift, 
die durch das jeweilige Strafrecht, die rechtlichen, juristischen, politischen 
oder populären Diskurse sowie durch die Justiz- und Polizei- bzw. sicherheits-
dienstliche Praxis erzeugt und appliziert wird.' Eine solche historisch flexible, 
operationale Definition von politischer Gewalt, Terrorismus und politischem 
Verbrechen geht über eine phänomenologische Beschreibung hinaus und folgt 
einem historisch-konstruktivistischen Ansatz, der die als »spezifisch" wahr-
genommenen oder konzeptualisierten politischen Straftaten und die jeweiligen 
Reaktionen der Rechtssysteme bzw. von Recht, Justiz und Polizei unter 
Einbeziehung der öffentlichen und populären Diskurse analysiert. 
Aus der Perspektive der rechtlichen Reaktionen wie der diskurs-medialen 
Bearbeitung politischer Kriminalität lassen sich dann auch unterschiedliche 
Phänomene politischer Gewalt, der inneren Sicherheit, des Staatsschutzes oder 
des Terrorismus bis in die Frühe Neuzeit zurück verfolgen und vergleichbare 
Elemente und Gemeinsamkeiten benennen: Obrigkeiten und Staaten nahmen 
unterschiedliche Formen von politischer Dissidenz/GewaltNerbrechen als 
Bedrohungen von Staat bzw. Herrschaft und innerer/öffentlicher Sicherheit 
wahr und schrieben ihnen eine allgemeine Angst erzeugende Bedrohung und 
gesellschaftliche/politische Destabilisierung zu. ' 0 Die Täter wurden meist als 
...... 
lNGRAHAM, Political crime, S. 3-36. 
ro Vgl. JoHANNES DILLINGER, Terrorismus, Freiburg i.B. 2oo8, S. 21-26; ARIEL 
MERARI, Terrorism as a Strategy of Insurgency, in: CHALIANn/BLIN, History 
of Terrorism, S. 12-51; die Beiträge in: BowDEN/ÜAVIS, Terror; CHALIAND/ 
BLIN, History of Terrorism. 
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eine im Verborgenen operierende Gruppe - von der Verschwörung bis zur 
staatsgefährdenden Verbindung - konzeptualisiert. Ihre Handlungsformen 
reichten von unterstützender bzw. auf »Zersetzung« abzielender Majestäts-
beleidigung und Propaganda bis zur politischen Gewalt, die sich in Revolten, 
Attentaten auf Herrscher oder »terroristischen« Anschlägen manifestieren 
konnte. Beispielsweise wurden der Gun Powder Plot von r6o5, das Attentat 
Damiens auf Ludwig XV. (1757), das Bombenattentat auf Napoleon mit einer 
machine infernal (r8oo) oder das »Selbstmordattentat« des Studenten Kar! 
Ludwig Sand an dem "Repräsentanten des Systems« August von Kotzebue 
(r8r9) als Akte einer »terroristischen« Verschwörung behandelt, die auf den 
Umsturz des Staates und die Destabilisierung der Gesellschaft zielten." 
Die obrigkeitlichen bzw. staatlichen Reaktionen auf politische Verbrechen 
und Bedrohungsszenarien reichten von neuen polizeilichen und strafrechtli-
chen Gesetzen über öffentlich inszenierte, performative und »politische« 
Prozesse, um die »Hintermänner« bzw. Mitglieder der kriminellen/terroristi-
schen Vereinigung aufzudecken, bis hin zu präventiv-polizeilichen Maßnah-
men, um den dangeraus talk und die mauvais discours bzw. die öffentliche 
Debatte über politische Kriminalität und ihre (womöglich legitimen) Ursa-
chen/Motive zu kontrollieren.'" Denn bereits frühneuzeitlichen politischen 
Verbrechen konnte eine symbolische und/oder öffentliche Dimension zu eigen 
sein: Revolten oder Attentate wurden öffentlich inszeniert, bedienten sich der 
vormodernen Publizistik (Flugschriften, Pamphlete) und wollten ihre »ge-
rechten« Motive wie z.B. den legitimen Widerstand gegen einen »Tyrannen« 
oder Kritik am Herrschaftssystem durch die Tat und die sie begleitenden 
symbolischen, öffentlichen oder »propagandistischen« Handlungen vermit-
teln. Ebenso reagierten Obrigkeiten und Staaten auf der öffentlichen Ebene 
publizierten populäre Schriften oder Gerichtsakten und nutzten die Justiz al: 
Forum, um dem politischen Verbrechen Legitimität abzusprechen - es gleich-
sam auszulöschen - und die staatlichen Reaktionen als gerechtfertigt darzu-
DAVID ÜNNEKINK, Gunpowder, treason and plot. Aspecten van religieus en 
politiek fanatisme in vroegmodern Engeland, in: IsABELLE DUYVESTEYN/ 
BEATRICE DE GRAAF (Hg.), Terroristen en hun bestrijders vroeger en nu, 
Arnsterdam 2007, S. 13-27; CHRIS R. KYLE, The Gunpowder Plot of 16os 
and its Aftermath, in: BowDENIDAVIS, Terror, S. 42-55; DALE K. VAN KLEY, 
The Damiens affair and the unravelling of the Ancien Regime, 1750-1770, 
Princeton, N. J. 1984; PIERRE MATIERN, »Kotzebue's Allgewalt«. Literarische 
Fehde und politisches Attentat, Würzburg 201 r. 
12 DAVID CRESSY, Dangeraus Talk. Scandalous, Seditious, and Treasonable 
Speech in Pre-Modern England, Oxford u. a. 2oro;. PI·IILIP CzECH, Der 
Kaiser ist ein Lump und Spitzbube. Majestätsbeleidigung unter Kaiser Franz 
Joseph, Wien 2oro. 
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stellen. In diesem Sinn waren die entsprechenden Strafverfahren und Strafen 
»politisch«, auch wenn sie sich im vorgegebenen rechtlichen Rahmen beweg-
ten: Sie dienten der öffentlichen Inszeniernng der gerechtferti~en Reaktionen 
von Obrigkeit und Staat und sollten sowohl die politischen Motive der Tat/des 
Täters diskreditieren als auch die Stabilität und Legitimität der jeweiligen 
Ordnung vermitteln. ' 3 
In diesem Kontext formten sich bereits im Strafrecht und der Ordnungsge-
setzgebung der Frühen Neuzeit die innere bzw. öffentliche Sicherheit nnd der 
Staatsschutz aus.' 4 Darunter fielen Straftaten wie das crimen laesae maiestatis, 
die perduellio, die seditio, der Hoch- und Landesverrat, die Verschwörung, der 
Landfriedensbruch oder die Revolte, aber auch durch Amtsträger begangene 
»Staatsverbrechen« und »Staatsschutzdelikte« wie z. B. Korruption/Be-
stechung. IS Dabei markiert insbesondere die unscharfe Kategorie der durch 
Angehörige der Herrschafts- und Funktionseliten gegen den Staat begangenen 
Straftaten eine Übergangszone zwischen »guter Policey« bzw. Ordnungs-
gesetzgebung und den strafrechtlichen Staatsschutzdelikten, die trotz abwei-
chender Motivation aufgrund der Zugehörigkeit der Täter als auch der 
Schädigungswirkung des Verbrechens ebenfalls der politischen Kriminalität 
zuzurechnen sind. Spätere Strafrechtskodifikationeil wie insbesondere das 
Preußische Allgerneine Landrecht von I794 oder der französische Code penal 
von r&ro nahmen sie dann auch unter die Straftaten gegen die innere und 
äußere Sicherheit oder die »Staatsverbrechen« auf. 
Die heterogene Normenmasse frühneuzeitlicher politischer Delikte formte 
zwar noch kein systematisches kodifiziertes politisches Strafrecht, enthielt 
I4 
Vgl. BEATRICE OE GRAAF, Terroristen vor Gericht. Terrorismusprozesse als 
Fortsetzung des Kampfes um die Kommunikationshoheit. Eine Typologie, in: 
KLAus WEINHAUERijöRG REQUATE (Hg.), Terrorismus als Kommunikations-
prozess. Eskalation und Deeskalation in historischer Perspektive, Frankfurt/ 
New York 2012 [im Druckl. 
FRIEDRICH-CHRISTIAN ScHROEDER, Der Schutz von Staat und Vedassung im 
Strafrecht, München 1970, hier besonders S. 227-27r; DIETMAR WILLOWEIT 
(Hg.), Staatsschutz (= Aufkläruug, Jarugaug 7, Heft.2, I992), Harnburg I994: 
EKKEHARD JosT, Staatsschutzgesetzgebung im Zeitalter des Absolutismus. 
Dargestellt am Beispiel Brandenburg-Preußens in der Zeit von 1640, bis 
I786, Berlin I998. 
MARro SBRICCOLI, Crimen laesae maiestatis. n problema del reato politico 
alle soglie della scienza penalistica moderna, Mailand 1974; HELGA ScHNA-
BEL-SCHÜLE, Das Majestät6Verbrechen als Herrschaftsschutz und Herrschafts-
kritik, in: WILLOWEIT, Staatsschutz, 29-4 7; ANGELA RUSTEMEYER, Dissens 
und Ehre. Majestätsverbrechen in Russland (I6oo-18oo), Wiesbaden 2oo6; 
}ANET CoLEMAN, Agairrst the State. Studies in Sedition and Rebellion, London 
1990; ANDREAS RoTH, Kollektive Gewalt und Strafrecht. Die Geschichte der 
Massedelikte in Deutschland, Berlin 1989. 
Vom Majestätsverbrechen zum Terrorismus 
jedoch wichtige Elemente, die im r9. Jahrhundert fortentwickelt wurden und 
zur Ausdifferenzierung eines engeren Bereichs als »terroristisch« aufgefasster 
HandJungen bzw. Gruppen führte. Dazu zählten die mehr oder weniger 
organisierte »staatsgefährdende/terroristische Vereinigung/Verbindung«, die 
meist als konspirative Gruppe oder Verschwörung konzeptualisiert wurde, 
und die Unterscheidung von Rädelsführern/ Anführern, Aktivisten, Mitläufern 
und Unterstützern. Ein weiteres zentrales Element bildete die Vorverlagerung 
der Strafbarkeit auf die Unterstütze~; die Planung und Vorbereitung sowie 
öffentlich-kommunikative HandJungen wie der Aufruf zu oder die Rechtferti-
gung von politischer Gewalt. Insbesondere die Verwaltungs- und Ordnungsge-
setzgebung kriminalisierte vorbereitende Handlungen, Versammlungen, öf-
fentliche Äußerungen und politische Propaganda und lieferte eine normative 
Grundlage für polizeilich-präventive Maßnahmen oder auch strafrechtliche 
Verfolgung. In diesem rechtlichen Kontext entwickelten auch die an der Wende 
zum r9. Jahrhundert entstehende politische Polizei und die späteren modernen 
Polizeiapparate spezifische Definitionen, Strategien und Diskurse- die sich mit 
Foucault als »Sicherheitsdispositive« ' 6 beschreiben lassen - im Umgang mit 
politischen Verbrechen und Gruppen, die als »terroristisch« und als Gefähr-
dung des Staates bzw. der inneren Sicherheit eingestuft wurden. 
Zwischen der vormodernen »Policey« und der modernen »Polizei« zeigen 
sich folglich gerade im Bereich der öffentlichen/inneren Sicherheit, präventiver 
Maßnahmen und polizeilicher Techniken historische Verbindungslinien: Zen-
sur, Kontrolle von Versammlungen, Waffenbesitz sowie Generierung und 
Verbreitung von polizeilichen relevanten Informationen z. B. mittels Agen-
ten, Spitzeln, Denunziation, Fahndungs- und Diebslisten mögen hier als 
Stichworte genügen, die für die Reaktionen der Rechtssysteme auf politische 
Kriminalität im 19. Jahrhundert ebenfalls Bedeutung gewannen. '7 Dies gilt 
auch für die Staatsschutzdelikte: Majestätsbeleidigung oder Korruption ge-
hörten nicht nur zu den politischen Straftaten, sondern auch zur »guten 
Policey«, evozierten präventive polizeiliche Maßnahmen und avancierten zu 
wichtigen Themen öffentlich-rechtlicher Diskurse wie politischer Kommuni-
16 Vgl. MicHEL FoucAULT, S6curit6, territoire, population. Coursau College de 
France (1977-I978), Paris 2004, insbesondere Kapitel4; sowie BEATRICE DE 
GRAAF, Der Streit um die »Schwarze Internationale«. Die Verschwönmg als 
Sicherheitsdispositiv um I870-1910, in: CoRNEL ZWIERLEIN (Hg.), Sicherheit 
und Krise -Interdisziplinäre Beiträge der Forschungstage 2009 und 2010 des 
Jungen Kollegs der Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften 
und Künste, Düsseldorf 2012, S. 41-62 [im Druckl-
17 KARL HÄRTER, Security and »gute Policey« in Early Modern Europe: Con-
cepts, Laws and Instruments, in: CORNEL ZWIERLEIN/RüDIGER GRAF/MAG-
NUS REssEL (Hg.), The Production of Human Security in Premodern and 
Contemporary History (= Historical Social Research 35, 201o), S. 41-65. 
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kation; insofern markieren sie - wie politische Kriminalität allgernein - mehr 
oder weniger öffentlich ausgetragene Herrschafts- und Ordn;ungskonflikte. ' 8 
Staatsschutz beschränkte sich insofern nicht nur auf die~nbrrnative bzw. 
diskursive Definition politischer Verbrechen und die Verfolgung devianter 
bzw. krimineller Handlungen, die auf den politischen Raum, die gesellschaft· 
liehe Ordnung oder auf den Herrscher, die Obrigkeit bzw. den Staat zielten, 
sondern widmete sich darüber hinaus vielfach der Verfolgung politischer 
Gegner. In diesem Kontext entwickelte bereits der frühmoderne Staat eine 
breite Palette an Staatsschutztechniken: von der Zensur über Denunziation 
und Spitzelwesen bis zur (gerichtlichen oder polizeilichen) Folter ' 9 und 
politischen Strafverfahren. Insgesamt verlagerte sich damit bereits in der 
Frühen Neuzeit das angegriffene bzw. schützenswerte Gut vorn Herrscher als 
Person auf den >>Staat«, dessen Repräsentanten und Amtsträger und die 
öffentliche bzw. innere Sicherheit. Die bereits im Rahmen der »gute Policey« 
im r8. Jahrhundert begonnene Etablierung von Institutionen, Verfahren und 
Techniken der sozialen Kontrolle und der inneren Sicherheit führten über den 
Staatsschutz zur Ausdehnung des Gefährdungsstrafrechts im 19. Jahrhundert, 
gerade im Hinblick auf die Kompetenzen und Aufgaben der entstehenden 
(politischen) Polizeien. 20 
Die Entwicklung des Staatsschutzes schlug sich im politischen Strafrecht 
nieder, das gegen Ende des r8. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts im 
Preußischen Allgerneinen Landrecht, dem Österreichischen Strafgesetzbuch 
von r8o3 und vor allem dem napoleonischen Code pbzal von r8ro die 
politischen bzw. Staatsverbrechen umfassender und systematisch kodifizier-
te. Nach der Französischen Revolution konnte sich das politische Strafrecht 
auf ein staatliches Gewaltmonopol stützen, wurde auf die Nation und den 
Staat orientiert, aber gleichzeitig durch das politische Asyl auch internatio-
nalisiert. u Insofern diente es der politischen Formierung und Disziplinierung 
r8 }ENS Ivo ENGELs/ANoREAs FAHRMErR!ALEXANDER NüTZENADEL (Hg.), Geld 
- Geschenke - Politik. Korruption im neuzeitlichen Europa, Berlin 2009; 
NIELS GRÜNEISIMONA SLANIEKA (Hg.), Korruption. Historische Annäherun-
gen an eine Grundfigur politischer Kommunikation, Göttingen 20ro. 
I9 KARL HÄRTER, Die Folter als Instrument pohceylicher Ermittlung im inquisi-
torischen Untersuchungs- und Strafverfahren des r8. und I9. Jahrhunderts, 
in: KARsTEN ALTENHAININrcOLA WILLENBERG (Hg.), Die Geschichte Folter 
seit ihrer Abschaffung, Göttingen 20II, S. 83-II4. 
20 CLIVE EMSLEY, Political Police and the European Nation State in the 
Nineteenth Century, in: ~K M.AzowER (Hg.), The Policing of Politics in 
the Twentieth Century: Historical Perspectives, Oxford 1997, S. 1-25. 
21 KARL HÄRTER, Asyl, Auslieferung und politisches Verbrechen in Europa 
während der >)Sattelzeit«: Modernität und Kontinuität im Strafrechtssystem, 
in: UTE ScHNEIDERILUTZ RAPHAEL (Hg.), Dimensionen der Moderne. Fest-
schrift für Christof Dipper, Frankfurt a. M. u. a. 2008, S. 481-502. 
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der Nation- bzw. der Ausgrenzung und Verfolgung politischer Dissidenten/ 
Opposition- und der Bewahrung restaurativ-repressiver Herrschaftssysterne. 
Diese stützten sich mehr und mehr auf die politische oder Staatspolizei 22 und 
»Ausnahmegesetze«, die als notwendige Reaktion auf staatsgefährdende, 
politische bzw. terroristische Bedrohungen gerechtfertigt wurden: Bereits der 
terreur der Französischen Revolution leitete diese Entwicklung ein, und für das 
19. Jahrhundert mögen die Karlsbader Beschlüsse von r8r9, das »Sozialis-
tengesetz« von r878 oder die zahlreichen Anarchistengesetze der r89oer Jahre 
als Beispiel dienen, die jeweils mit konkreten politischen Verbrechen (in der 
Regel Attentaten) begründet wurden, aber das politische Strafrecht und die 
politische Polizei insgesamt erweiterten. 
Der Begriff des »Terror« bzw. des »Terrorismus« avancierte allerdings erst 
allmählich zu einer Begründungskategorie der rechtlichen Reaktionen auf 
politische Kriminalität. 23 Während der Französischen Revolution hatte sich 
»Terror« zunächst als Handlungsform politischer Gewalt des Staates gegen die 
»Feinde« der Nation/des Staates manifestiert. 24 Mirte des 19. Jahrhunderts 
verwendeten schließlich staatliche Akteure erstmals »Terror« zur Charak-
terisierung politischer Verbrechen, so in Preußen r 848 oder in einem offiziellen 
Kommentar zu den Hochverratsbestimmungen des Bayerischen Strafgesetz-
buchs von r86r (Art. ror). 2 5 
Nach 1789 prägten zwei weitere Momente die Reaktionen der Rechts-
systeme auf politische Verbrechen bzw. ihre Wahrnehmung und Konzeptua-
lisierung als umfassende Bedrohung der Nation, des Staates und der inneren 
Sicherheit: die grenzübergreifende Dimension politischer Kriminalität bzw. 
Dissidenz - von den französischen Ernigres bis zu den Anarchisten - und die 
22 Zur Geschichte der politischen, geheimen oder Staatspolizei: Hsr-HUEY 
LIANG, The rise of modern police and the European state system from 
Metternich to the Second World War, Cambridge 1992; C. FIJNAUT, Opdat 
de macht een toevlucht zij? Een historische studie van het politieapparaat als 
een politieke instelling, Antwerpen 1979; WoLFRAM SIEMANN, ))Deutschlands 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung«. Die Anfänge der politischen Polizei 1806-
1866, Tübingen 1985; HANs-}oACHIM HEuER, Geheime Staatspolizei. Über 
das Töten und die Tendenzen der Entzivilisierung, Berlin u. a. 1995. 
23 Zur Begriffsgeschichte: RUDOLF WAL'IHER, Terror, Terrorismus, in: Orro 
BRUNNER u. a. (Hg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon 
zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 6, Stuttgart 1990, 
S. 323-444. 
24 Neuerer Überblick HuGH GouGH, The Terror in the French Revolution, in: 
BowDENIDAvrs, Terror, S. 77-91. 
25 Deutsche Chronik für das Jahr 1848, Berlin 1849, S. 177; MELCHIOR 
STENGLEIN, Das Strafgesetzbuch für das Königreich Bayern. Vom Io. Novem-
ber 1861. Erläutert aus den Materialien, der Rechtslehre und den Entschei-
dungen der Gerichte, München 1869, S. 164. 
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Ausdehnung politischer Gewalt vor allem in Form von Bornbenattentaten auf 
Repräsentanten des »Systems« und Einrichtungen des Staat~s, die tendenziell 
auch »unbeteiligte« Dritte treffen konnte. Bereits die Früh~ Neuzeit kannte 
politisch motivierte ubiquitäre Gewalt - erinnert sei hier nur an die »Mord-
brenner« des I6. Jahrhunderts oder das bereits erwähnte Bornbenattentat auf 
das Englische Parlament (den Gunpowder Plot von I6os). Zwar blieb das 
gezielte Attentat auch im I9. Jahrhundert eine wesentliche Handlungsform 
des aufkommenden Anarchismus oder nationaler Befreiungsbewegungen, auf 
Angsterzeugung zielende Bombenattentate und Anschläge, die grenzüber-
greifenden Aktivitäten konspirativ operierender Gruppen und die Propagan-
da der Tat als neue Ideologie politischer Gewalt schienen jedoch eine neue 
»terroristische« Qualität politischer Kriminalität und Bedrohung der inneren 
Sicherheit zu signalisieren. Unabhängig von ihrer tatsächlichen Wirkung 
fungierte die »Anarchistengefahr« als populäres mediales Bedrohungsszena-
rio, auf das die Nationalstaaten mit einer Verschärfung der (Straf-)Gesetz-
gebung, dem Ausbau des Polizeiapparates, der Intensivierung polizeilicher 
Kontrolle und präventiver Maßnahmen, aber auch mit der Ausweitung 
transnationaler Strafrechtsregime im Hinblick auf Asyl, Auslieferung, 
Rechtshilfe, Polizeikooperation und internationale Expertenkonferenzen 
antworteten. 26 
Solche Entwicklungen lassen sich nicht nur in den größeren europäischen 
Staaten, sondern beispielsweise auch für die Niederlande beobachten. Dott 
wurde in der napoleonischen Epoche nicht nur das neue französische Recht 
implementiert, sondern auch mit der Königlichen Gendarmerie ein zentralis-
tisch gesteuerter Polizeiapparat und nach I8I4 der Grenzschutz aufgebaut. 27 
Nach I8I 5 reorganisierte die Republik zwar das Polizeisystem, das wesentlich 
auf kommunalen Polizeitruppen bestand, stellte aber mittels Kornmissaren 
und königlicher Kontrolle eine rudimentäre zentrale Steuerung der Polizei 
sicher. Mit Ausnahme der Regentschaft König Wilhelms I. (I8IJ-I84o), die 
van Zanten als >>liberalen Polizeistaat« charakterisierte, 28 nahm die föderalis-
tische Niederlande die wachsende politische Gewalt im I9. Jahrhundert im 
26 KARL HÄRTER, Die Formierung transnationaler Strafrechtsregime: Ausliefe~ 
rung, Asyl und grenzübergreifende Kriminalität im übergang von gemeinem 
Recht zum nationalstaatliehen Strafrecht, in: Rechtsgeschichte 18 (2011), 
S. 36-65. 
2 7 FRANK VAN RIET, T'uwe~ienst. De geschiedenis van de politie in Nederland 
vanaf de Middeleeuwen tot de Tweede Wereldoorlo& Schiedam 1995, S. 20; 
M. VAN DER BURG, Nederland onder Franse invloed. Culturele overdracht en 
staatsvorming in de Napoleontische tijd, I799-1813, Amsterdam 2009. 
28 }EROEN VAN ZAlHEN, Schielijk, Winzucht, Zwaarhoofd en Bedaard. Politieke 
discussie en oppositievorming 1813-1840, Amsterdam 2004, S. 104. 
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Unterschied zu anderen europäischen Staaten höchst selten als allgemeine 
Bedrohung wahr und reagierte nicht mit einer zentralistischen Sicherheits-
politik. Diese sollte erst ab I970 mit dem modernen Terrorismus zu einem 
nationalen Thema werden und zu entsprechenden rechtlichen und polizei-
lichen Reaktionen - vor allem dem Ausbau einer zentralen "Terrorismus-
bekämpfung« -führen. 
Die Entwicklung des modernen Terrorismus und der Terrorismusbekämp-
fung ist zwar für einzelne Staaten wie die internationale Ebene vielfach 
beschrieben worden. 29 Dass die rechtlichen und polizeilichen Reaktionen 
der modernen Anti-Terrorpolitik aber auch auf historischen Erfahrungen, 
Mustern und Diskursen bzw. Normen, Maßnahmen, rechtlichen und polizei-
lichen Verfahren im Umgang mit politischer Gewalt und Kriminalität aufruhen 
(und diese benutzen), wird allerdings häufiger übersehen. Auch wenn die 
(rechts-)historische Forschung die hier nur grob skizzierten Entwicklungen 
durchaus aufgegriffen hat, wurden die Reaktionen der Rechtssysteme auf 
politische Kriminalität - einschließlich Straf- und Ordnungsgesetzgebung, 
politischer Polizei und Justizpraxis bzw. politischer Justiz - noch kaum bis 
zur Frühen Neuzeit zurück vergleichend thematisiert. Die Darstellungen zur 
politischen Kriminalität konzentrieren sich vielmehr auf einzelne Phänomene 
und Fallstudien zu Attentaten, politischen Morden, Verschwörungen oder 
spektakuläre politische Prozesse, 30 darunter allerdings auch eher publikums-
orientierte Sammelbände, die additiv Einzelfälle aneinanderreihen. 3 ' Die 
29 Vgl. aus der abundanten Literatur lediglich die oben, in Anmerkung zwei, 
drei, vier und sechs angeführten Arbeiten sowie CuVE WALKER, Terrorism and 
the Law, Oxford 2011; MAR1o PETRI, Terrorismus und Staat. Versuch einer 
Definition des Terrorismusphänomens und Analyse zur Existenz einer strate-
gischen Konzeption staatlicher Gegenmaßnahmen am Beispiel der Roten 
Armee Fraktion in der Bundesrepublik Deutschland, München 2007. 
30 FRANKLIN L. FoRD, Polical murder. From tyrannicide to terrorism, Cambrid-
ge, Mass. 1985; PIERRE CHEVALLIER, Les regicides: Clement, Ravaillac, 
Damiens, Paris 1989; RoBERT VON FRIEDEBURG (Hg.), Murder and monar-
chy. Regicide in European history, 1300-18oo, Houndmills u.a. 2004; YVEs-
MARIE BERcE/ELENA FASANO GUARINI (Hg.), Complots et conjurations dans 
l'Europe moderne. Actes du colloque international organise par l':Ecole 
Fran~aise de Rome, !'Institut de Recherehes sur les Civilisations de l'Occident 
Moderne de l'Universite de Paris-Sorbonne et le Dipartimento di Storia 
Moderna e Contemporanea dell'Universita degli Studi di Pisa, Rom 1996; 
BARRY CowARn/JuuAN SWANN (Hg.), Conspiracies and Conspiracy Theory in 
E~ly Modern Europe. From the Waldensians to the French Revolution, 
Aldershot 2004. 
SCHULTZ (Hg.), Große Prozesse. Recht und Gerechtigkeit in der 
München 1996; ALEXANDER DEMANDT (Hg.), Das Attentat in 
Köln u. a. 1996; ALEX BurrERWORTH, The World That Never 
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prosperierende Forschung zu Revolteu und Widerstand hat zwar rechtliche 
Reaktionen thematisiert, ist aber insgesamt weitgehend der Nerrechtlichungs-
these gefolgt und hat kaum Verbindungslinien zu den rech~historisch unter-
suchten » Massedelikten « oder zum politischen Strafrecht und zur politischen 
Justiz insgesamt gezogen. 32 Die auf die Vormoderne konzentrierte historische 
Kriminalitäts- und Policeyforschung behandelt politische Kriminalität eben-
falls eher selten und bestenfalls im Rahmen territorialer Fallstudien. 33 Die -
z. T. durchaus berechtigte - Warnung vor einer zu stark etatistisch ausgerich-
teten Perspektive mag hier indirekt das Forschungsinteresse vermindert haben. 
Von den skizzierten grundsätzlichen Überlegungen ausgehend, organisierte 
das Max-Planck-Institut für europäische Rechtsgeschichte zusammen mit dem 
Centre for Terrorism and Counterterrorism, den Arbeitskreisen Historische 
Kriminalitätsforschung und Policey/Polizei im vormodernen Europa sowie 
dem Kolloquium zur Polizeigeschichte im Jahr 2008 zwei interdisziplinäre 
Tagungen in Stuttgart und Frankfurt arn Main zu »Polizei, politisches 
Verbrechen, >Terrorismus< und innere Sicherheit« und »Politische Kriminali-
tät und politische Justiz vorn späten Mittelalter bis zum 20. Jahrhundert«. Ziel 
war es, mittels explorativer Fallstudien insbesondere die Reaktionen der 
Rechtssysteme - einschließlich der politischen Polizei und Justiz - näher zu 
beleuchten, dabei auch die sozialen/rechtlichen Kosten im Umgang mit 
politischer Kriminalität und Terrorismus in den Blick zu nehmen und damit 
den Forschungsschwerpunkt des Max-Planck-Instituts für europäische Rechts-
geschichte zu den »Reaktionen der Rechtssysteme auf politische Verbrechen 
und >Terrorismus<« weiter voranzubringen. 34 
Was. A True Story of Dreamers, Schemers, Anarchists and Secret Agents, 
London 2010. 
32 Vgl. PE'TER BucKLE, The Criminalization of Peasant Resistance in the Holy 
Roman Empire: Toward a History of the Emergence of High Treason in 
Germany, in: Journal of Modem History 58, suppl. (1986), S. 88-97; MALTE 
HoHN, Die rechtlichen Folgen des Bauernkrieges von 1525. Sanktionen, 
Ersatzleistungen und N ormsetzung nach dem Aufstand, Berlin 2004; CHRIS-
TIAN STRASSER, Der Aufstand im bayerischen Oberland 1705 - Majestätsver-
brechen oder Heldentat? Eine Untersuchung der Strafprozesse gegen die 
Anführer der in der »Mordweihnacht von Sendling« gescheiterten Erhe-
bung, Münster 2005. Zu den Massedelikten: RoTH, Kollektive Gewalt und 
Strafrecht. 
33 Vgl. beispielhaft }OACHJ.M.o.EIBACH, Frankfurter Verhöre. Städtische Lebens-
welten und Kriminalität im x8. Jahrhundert, Paderborn 2003; sowie die 
Zusammenfassung des Forschungstandes bei GERD ScHWERHOFF, Histori-
sche Kriminalitätsforschung, Frankfurt a. M. 20II, S. I64-I77· 
34 Siehe zum aktuellen Stand: http://www.rg.mpg.de/de/forschung/terrorismusf 
(zuletzt II.II.20II]. 
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Aus den Tagungsbeiträgen wurde für diesen Band eine Auswahl getroffen, 
die weder hinsichtlich der thematischen, zeitlichen noch globalen Dimension 
repräsentativ sein kann und daher auch kein kohärentes Bild politischer 
Kriminalität und rechtlicher Reaktionen zwischen Früher Neuzeit und Mo-
derne bietet. So entfielen Beiträge zu Italien, Spanien, Belgien oder zum 
I6. Jahrhundert, und auch Themen wie die rechtlichen Reaktionen auf Auf-
stände/Revolten als politische Verbrechen konnten nur ansatzweise behandelt 
werden und müssen späteren Publikationen vorbehalten bleiben. Die in diesem 
Band enthaltenen Fallstudien entfalten dennoch ein breites Spektrum, das 
zeitlich von der Frühen Neuzeit bis ins 20. Jahrhundert reicht und räumlich 
über das engere Kontinental- und Mitteleuropa hinausgeht und England, 
Russland, die Vereinigten Staaten und Lateinamerika (Brasilien) einbezieht. 
Auch thematisch werden nicht nur Attentate, Verschwörungen, Revolten und 
Terrorismus als wesentliche Manifestationen gewaltsamer politischer Krimi-
nalität behandelt. Einbezogen wurden vielmehr auch Staatsschutzdelikte und 
politische Verbrechen wie Majestätsbeleidigung und Korruption, die Verbin-
dungen zur frühneuzeitlichen »Policey« deutlich machen können. 
In einem ersten Schwerpunkt behandeln Angela Rustemeyer, Niels Grüne, 
Sven Korzilius und Andre Kriseher exemplarische politische Verbrechen bzw. 
Staatsschutzdelikte und »politische« Justiz in der Frühen Neuzeit und der 
»Sattelzeit« bis I85o. Für Russland kann Angela Rustemeyer die Verbindungs-
linien zwischen den Konzepten der »guten Policey« und den »Majestätsver-
brechen« aufzeigen, die für die weitere Entwicklung des politischen Strafrechts 
und der rechtlichen wie polizeilichen Reaktionen auf politische Kriminalität 
insgesamt Bedeutung besaßen. Majestätsverbrechen umfassten auch den ver-
balen AngtiH auf den Herrscher bzw. den Staat und verweisen auf die sym-
bolisch-kommunikative Dimension des politischen Verbrechens insgesamt. Die 
angegriffene Ehre des Herrschers wurde im frühneuzeitlichen Russland aller-
dings bereits sukzessive auf die Untertanen und das Militär ausgedehnt- wenn 
man so will: auf die »Nation«. Auch der russische Staat antwortete darauf nicht 
nur mit der Strafjustiz, sondern im Rahmen der guten Policey mit präventiven 
Maßnahmen und Kornrnunikationskontrolle. In der Privilegierung von Anzei-
gen bei Majestätsbeleidigung und dem Ausbau der für Majestätsverbrechen zu-
ständigen Zentralbehörde zeigt sich die Entwicklung zur politischen Polizei, die 
zwar ihre Verbindung zur guten Policey behielt, institutionell jedoch im 
militärischen Kontext angesiedelt wurde. Erst nach der Französischen Revolu-
tion löste sich die Verbindung von Policey und Majestät auf und machten der 
Etablierung einer professionalisierten politischen Polizei Platz. 
Die Verbindungslinien zwischen »guter Policey« und politischer Krirninali-
auch bei Niels Grüne deutlich: Zwar gehört die Korruption nicht 
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zu den politischen Gewaltverhrechen, aber sie stellt dennoch einen Angriff auf 
den Staat hzw. das Herrschaftssystems dar und besitzt di~ symbolisch-kom-
munikative Dimension des politischen Verbrechens: Korrup.,j:ionsskandale und 
Korruptionskommunikation sowie rechtlichen Reaktionen in Form von Ge-
setzgebung und Strafjustiz sind keine modernen Phänomene, wie Grüne am 
Beispiel Württembergs demonstriert. Sie verweisen auf Konflikte innerhalb der 
Herrschafts- und Funktionselite und demonstrieren den Wandel zum Staats-
schutz, der Amtsvergehen als Staatsschutzdelikte in den Bereich der politischen 
Kriminalität integrierte: Korruption konnte politischer Gewalt als Begründung 
dienen wie dieser Vorschub leisten. 
Auch im Fall der bahianischen Verschwörung von 1798, mit der Sven 
Korzilius den Blick über Enropa hinaus nach Brasilien lenkt, spielte der Kampf 
gegen ein korruptes, tyrannisches, ansbeuterisches Regime eine Rolle. In dem 
Aufstand werden zwar auch »moderne« politische Motive erkennbar; die auf 
den Kontext der Französischen Revolution verweisen, die Obrigkeit antwor-
tete jedoch mit den Mitteln des Ancien Regime und stellte die Aufständischen 
als Majestätsverbrecher vor Gericht. Die politische Dimension wie gemein-
rechtlichen Grundlagen des Verfahrens arbeitet Korzilius minutiös heraus und 
zeigr im Ergebnis, dass es sich nicht um »politische Justiz« im modernen Sinn 
einer fragwürdige Instrumentalisierung des Rechts handelte. Dennoch funk-
tionierten Gericht und Verfahren als ein politisches Forum der öffentlich-
symbolischen Konstruktion politischer Kriminalität. Das gemeinrechtlichte, 
nicht auf Europa begrenzte Konzept des Majestätsverbrechens ermöglichte 
dabei auch die Zuschreibung solcher Elemente wie »Konspiration« und »öf-
fentliche Anstiftung«, um trotz fehlender Gewalthandlungen massive, ab-
schreckende Strafen zu begründen. Diese - auch für die langfristige Konzep-
tualisierung politischer Verbrechen einschließlich des Terrorismus wesentliche 
- Vorverlagerung der Strafbarkeit hatte freilich zum Ergebnis, dass der Tat 
selbst die Qualität eines protorevolutionären Umsturzversuchs zugesprochen 
und damit nachträglich ein fundamentales Bedrohungsszenario konstruiert 
wurde. 
Auf der phänomenologischen Ebene weisen vormoderne politische Straf-
taten hinsichtlich der Gewaltformen und Motive zwar erhebliche Unterschiede 
zum modernen Terrorismus auf, wie Andre Kriseher einleitend zu seinem 
Beitrag pointiert hervorhebt. Wie beim brasilianischen Beispiel werden aber 
auch für Großbritannien zwischen dem r6. und 19. Jahrhundert am rechtli-
chen Konzept des »Hoclu..,rrat«, den juristisch-forensischen Diskursen und 
der medialen Verarbeitung vormoderne Äquivalente des » Terrorismuskon-
zept« erkennbar, die politische Gewalt als kollektive Schreckens- und Bedro-
hungsszenario konstruieren. Die symbolisch-kommnnikative Dimension des 
politischen Verbrechens - als constructive treason konzeptualisiert - Planung 
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und Verschwörung stehen im Mittelpunkt der rechtlichen Reaktionen, die sich 
in state trials manifestierten, wie der medialen Vermittlung, die sich charak-
teristischer images bediente, visualisiert und verbreitet im populären Medium 
des Einblattdrucks. Das flexible Konzept des Hochverrats und die state trials 
leisteten damit nicht nur Verschwörungstheorien nnd kollektiven Ängsten vor 
politischer Gewalt Vorschub, sondern sie ermöglichten auch die Ausdehnung 
der Bedrohung auf die gesamte Nation und die Vorverlagerung der Strafbar-
keit. Auf der Ebene der kollektiven Erinnerungen, der Bedrohungsszenarien, 
der rechtlichen Konstruktion, der gerichtlichen Verfahren und der populären 
visuellen Medien kann folglich auch Kriseher am englischen Beispiel histori-
sche Verbindungslinien und vergleichbare Elemente aufzeigen. 
Einige dieser Verbindnngslinien und Elemente greift der Überblick zu den 
rechtlichen Reaktionen auf politische Gewalt im 19. Jahrhundert wieder auf, 
mit dem Kar! Härter den zweiten Schwerpunkt des Bandes einleitet, der das 
lange Jahrhundert 19. Jahrhundert behandelt. Zwar nahmen in dieser Zeit die 
politischen Gewaltverbrechen zu und Attentate bzw. der Anarchismus konnten 
eine allgemeiner »terroristische" Wirkung gewinnen. Letztlich erwiesen sich 
aber erneut die mediale Vermittlung und die rechtlichen Reaktionen als 
entscheidend für die Konstruktion des Bedrohungsszenarios und damit der 
politischen Kriminalität. Deutschland und andere europäischen Staaten in-
strumentalisierten einzelne Verbrechen oder Bedrohungsszenarien, um die 
strafrechtliche Kriminalisierung auszubauen oder auch »politische Justiz« zu 
üben. Dabei entwickelten die Rechtssysteme wesentliche Elemente der Kon-
zeptualisierung und polizeilichen Kontrolle politischer Kriminalität weite~; 
darunter insbesondere die staatsfeindliche Verbindung, Planung und Vorbe-
reitung, Kriminalisierung des Aufrufens zur und der Verherrlichung von poli-
tischen Gewalttaten, verschärften Versammlungs- und Zensurrecht sowie 
Waffen- und Sprengstoffkontrolle und bezogen mit Auslieferung und Asyl-
gewährung auch die transnationale Ebene mit ein. Ältere Elemente wurden 
insofern im Hinblick auf Organisationsstrukturen, Gewaltformen und Propa-
ganda »terroristischer« politischer Gewalt angepasst, blieben aber gerade 
nicht auf einen engeren Kern »terroristischer« Verbrechen beschränkt, son-
dern betrafen politische Dissidenz/Kriminalität und die Aktivitäten der politi-
schen Polizei insgesamt. 
Carola Dietze, Urs Germann, ]ahn Zimmermann und Angela Rustemeyer 
konkretisieren und differenzieren diese Entwicklungslinien anband exempla-
rischer Untersuchungen der Reaktionen auf terroristische bzw. anarchistische 
Gewalt in der zweiten Hälfte des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 
Mittels eines asymmetrischen Vergleichs untersucht Carola Dietze die Re-
aktionen von Staat und Gesellschaft auf politische Attentate in Deutschland, 
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den USA und Russland. Zwar zielten diese- wie meist- auf einzelne Herrscher 
und leitende Staatsmänner, wurden aber als terroristische 4J<:tionen geheimer 
politischer Organisationen und Verschwörergruppen, die mlf die Destabilisie-
rung der Gesellschaft oder gar den Umsturz des politischen Systems zielten, 
wahrgenommen bzw. im Gericht und den Medien als solche konzeptualisiert. 
Während die Gerichtsverfahren in Deutschland in rechtsstaatliehen Bahnen 
verliefen (ohne die »terroristische Verschwörung« aufzudecken), ermöglichte 
das Bedrohungsszenario die Verschärfung polizeilicher Kontrolle und Krimi-
nalisierung politischer Dissidenz bzw. der sozialistischen Bewegung insgesamt. 
In Russland und den USA nahmen dagegen die Verfahren von Anfang an den 
Charakter »politischer Justiz« an, dienten aber ebenfalls dazu, politische 
Verfolgung und polizeiliche Kontrolle- vor allem der Presse- auszuweiten. 
Wie Urs Germann zeigt, avancierten auch in der Schweiz in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts »Anarchistengefahr« und »Anarchoterrorismus« 
zu einem allgemeinen Bedrohungsszenario und Deutungsmuster, dass nicht 
nur von den Medien, sondern auch durch Justiz und Politik verbreitet und 
instrumentalisiert wurde. Politische Gewalt wurde dabei als eine von außen 
kommende, transnationale Bedrohung konzeptualisiert, die sich des politi-
schen Exils bzw. Asyls bediente und sich in Attentaten wie dem auf die 
Österreichische Kaiserin Elisabeth manifestierte. Die Schweiz reagierte mit 
einer Verschärfung des politischen Strafrechts, insbesondere einem »Spreng-
stoffgesetz« und der Kriminalisierung des Aufrufensund der » Aufteizung« zu 
politischen Straftaten; ähnlich reagierten auch Deutschland, Frankreich, Ita-
lien oder England. Damit fand ein wichtiges Element »terroristischer« 
politischer Gewalt Eingang in das Strafrecht: die Absicht, Schrecken zu 
verbreiten und die allgemeine Sicherheit zu erschüttern. In dieser Hinsicht 
kam den Gesetzen auch eine symbolisch-kommunikative Funktion zu: Sie 
sollten staatliche Handlungsfähigkeit demonstrieren und das Sicherheits-
bedürfnis der Bürger befriedigen. Diesem Ziel diente auch der Aufbau einer 
zentral organisierten politischen Polizei in der Schweiz und damit der Etablie-
rung des Staatsschutzes auf der Bundesebene. Die Folgewirkungen und 
sozialen Kosten lagen allerdings weniger in der Beschränkung des liberal 
demokratischen Systems als vielmehr in der Schaffung von Feindbildern, der 
Abschottung gegen außen und der Ausländerpolitik. 
Dass sich die symbolische Wirkung des politischen Verbrechens gerade in 
den rechtlichen Reaktionen und der diskursiven Bearbeitung realisieren 
konnte, macht der Beitr~von ]ohn Zimmermann deutlich. Während des 
Gerichtsverfahrens gegen den Attentäter Friedrich Adler, der r9r6 den Öster-
reichischen Ministerpräsidenten erschossen hatte, entwickelten sich im Zu-
sammenspiel von Gerichtöffentlichkeit und (Massen-)Medien neue Deutungs-
alternativen: Die Strategie der Obrigkeit, Adler nicht als »gewöhnlichen 
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Verbrecher« oder »Terroristen«, sondern als wahnsinnigen Einzelgänger zu 
bewerten und damit dem Attentat die symbolisch-politische Dimension zu 
nehmen, schlug fehl. Adler konnte vielmehr das Gericht als Forum nutzen, um 
die Botschaft seines Verbrechens - Widerstand gegen die Kriegspolitik eines 
quasi-diktatorischen Regimes - zu kommunizieren, die von den Medien bzw. 
dem Publikum aufgenommen wurde, das ihn letztlich zum Märtyrer stilisierte. 
In diesem Sinn kann auch das Verfahren gegen den Attentäter Adler als 
»politische Justiz« gelesen werden, die sich von einer bloß strafrechtlichen 
Zuschreibung entfernte. 
In einem weiteren Beitrag verfolgt Angela Rustemeyer die Entwicklung des 
Terrorismusbegriffs als einer rechtlichen und diskursiven Kategorie der 
Beschreibung politischer Gewalt gegen den Staat im späten russischen Kaiser-
reich und der frühen Sowjetrepublik. Letztere kodifizierte »Terrorismus« als 
politisches Verbrechen, das freilich im Gegensatz zur »terroristischen« politi-
schen Gewalt, welche die Revolutionäre selbst gegen das Kaiserreich eingesetzt 
hatten, gegenrevolutionäre Aktivitäten - darunter auch kollektive Wider-
standshandJungen -kriminalisierte. Sowohl im zaristischen Russland als auch 
in der Sowjetrepublik fungierte »Terrorismus« als eine diskursive, politisch 
und kulturell konstruierte Zuschreibungskategorie zur Verfolgung politischer 
Dissidenz und konnte insofern Macht- und Herrschaftsbeziehungen stabili-
sieren wie repräsentieren. Die spezifische strafrechtliche Kodifizierung in der 
Sowjetrepublik erweiterte freilich die diskursiv-politische wie strafrechtliche 
Dimension: Unter Verwendung solcher Konzepte wie »Sabotage« und 
»Verschwörung« avancierte »Terrorismus« zum Prototyp des gegenrevolutio-
nären Verbrechens und trug so dazu bei, Kriminalität insgesamt als Ausdruck 
des Klassenkampfes zu definieren. In Verbindung mit dem Ausbau einer 
repressiven politischen Polizei und politischen (Schau-)Prozessen ermöglichte 
bzw. legitimierte die strafrechtliche Kodifizierung von »Terrorismus« folglich 
staatlichen Terror bzw. »Staatsterrorismus«. 
Mit einem historisch-konstruktivistische Ansatz, der den Blick auf die 
Funktionen und Instrumentalisierung der Normierung von »Terrorismus« 
im Kontext der rechtlichen, polizeilichen und politischen Reaktionen auf 
politische Gewalt lenkt, beobachtet auch Ilse Reiter-Zatloulwl Sicherheits-
politik und politisches Strafrecht des Österreichischen Dollfuß-Schuschnigg-
Regimes in den 1930er Jahren. Anfangs setzte das autoritäre Regime noch 
herkömmliche Mittel des Strafrechts und der Justiz gegen die linke und rechte 
politische Opposition ein. Radikalisierung und nationalsozialistischer Terror 
mit r69 getöteten und 624 verletzen Menschen führten jedoch zu einem 
raschen Ausbau einer repressiven Sicherheitspolitik, die sich über die norma-
tive Ebene hinaus vor allem der Ausweitung des Polizeiapparats bzw. polizei-
licher Repression bediente. Dabei fungierten der Staatsschutz, »traditionelle« 
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Polizeimaßnahmen und das Verwaltungsstrafrecht (ähnlich dem Staatschutz 
im Rahmen der vormodernen Policey) als eine Basis der Bekämpfnng von 
»Terrorismus«, der in diesem Kontext auch als Terminus des reGPtlich-
politischen Diskurses auftauchte. Darüber hinaus erweiterte das Regime eben-
falls Kriminalstrafrecht und Strafprozessrecht (Verschärfung der Strafen, 
Beschleunigung der Verfahren, Ausweitung des Standrechtes) zwecks Terro-
rismusbekämpfung bzw. innerer Sicherheit. Durch Ausbau und Verschärfung 
von Polizeibefugnissen, Verwaltungs- und politischem Strafrecht und den 
damit verbundenen Einschränkungen des Rechtsschutzes entstand - so Rei-
ter-Zatloukal- hinter der Fassade der (Pseudo-)Rechtsstaatlichkeit eine Form 
des Staatsterrors, der als Staatsnotwehr gegen nationalsozialistischen » Ter-
rorismus« gerechtfertigt wurde. 
In einem letzten zeitgeschichtlichen Schwerpunkt richten die Beiträge von 
Gerhard Sälter, Ulrich Huemer, Tobias Wunschik und Beatrice de Graaf den 
Fokus auf politische Justiz, politisches Strafrecht, innere Sicherheit und 
Terrorismusbekämpfung in den beiden deutschen Staaten und den Nieder-
landen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Gerhard Sälter untersucht 
anband der Strafjustiz der DDR in den fünfziger Jahren das Phänomen der 
Schauprozesse, die sich in der längerfristigen historischen Perspektive als 
exemplarisches Strafen verstehen lassen, mit dem bereits in der Frühen 
Neuzeit Obrigkeiten/Staaten auf politische Kriminalität reagierten. Die spezi-
fische Bestrafung von »Rädelsführern", die häufig Ergebnis eines öffentlichen 
»Schauprozesses« war (erinnert sei hier nur an das Beispiel der englischen 
Pulververschwörung von r6o5 oder die Hinrichtung des Attentäters Daroien 
17 57) zielte auf öffentliche Wirkung, die Delegitimierung politischer Dissidenz 
und die Rechtfertigung des Herrschaftssystems. In diesem Sinn können auch 
die Schauprozesse der DDR als eine Form politischer Justiz gelesen werden, 
um nicht allein die Opposition auszuschalten, sondern auch Sicherheitspolitik 
zu betreiben, das Regime und die gesellschaftliche Ordnung zu stabilisieren 
und Herrschaftsideologie zu kommunizieren. Das öffentliche Forum des 
Gerichts und die medienwirksame Inszenierung eines politischen Strafverfah-
rens konnten sich freilich (wie der Fall Adler bereirs demonstrierte) als 
zweischneidig oder gar gefährlich erweisen. Die DDR setzte daher auf eine 
politische Steuerung der Justiz durch Parteiorgane und die Kontrolle der 
Gerichtsöffentlichkeit bzw. die Formierung spezifische~ disziplinierter »Teil-
öffentlichkeiten" bis hin zum Geheimprozess. Wie Sälter anband zweier 
Beispiele demonstriert, entwickelte sie auch die »Mischform« des »internen 
Schauprozesses« vor einer ausgewählten Teilöffentlichkeit der Mitarbeiter von 
Sicherheitsorganen: Damit sollten einerseits die symbolisch-kommunikativen 
auf Abschreckung zielende Funktionen bewahrt, anderseits aber verhindert 
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werden, dass spezifische politische Delikte - und damit politische Motive und 
Kontexte - einer breiteren Bevölkerung durch Gerichtsverfahren und Bestra-
fung bekannt wurden. Eingesetzt wurden »interne Schauprozesse« vorwiegend 
gegen Staatsbedienstete: Überläufer/Verräter des Ministeriums für Staatssi-
cherheit sowie Deserteure und Dienstvergehen der Grenzpolizisten, wobei die 
Delikte teils erst im Verfahren konstruiert wurden. Ein weiteres, historische 
Vergleiche ermöglichendes (von Sälter nicht behandeltes) Staatsverbrechen 
wäre beispielsweise auch die Korruption. Deutlich wird am Beispiel der DDR 
jedenfalls, dass spezifische Formen politischer Kriminalität wie die durch 
Staatsbedienstete begangenen Straftaten zu spezifischen Reaktionen- exem-
plarische abschreckende Strafen im Rahmen interne~ auf spezifische Teilöf-
fentlichkeiten (politische, Herrschafts- und Funktionseliten) begrenzter Schau-
prozesse - führen können. Diese folgten überwiegend dem Ziel der Insze-
nierung exemplarischer Bestrafung und polizeilich-disziplinierender Ab-
schreckung (die wohl erreicht wurde), während das Recht im Sinne einer 
(negativ konnotierten) politischen Justiz als instrumentalisiert, wenn nicht gar 
»pervertiert« erscheint. 
Während die DDR mit den Mitteln der politischen Justiz politische 
Kriminalität in den Reihen des Staates mehr oder weniger effektiv verfolgte, 
musste sie das 1977/79 nochmals verschärfte politische Strafrecht in den 
politischen Strafverfahren gegen » Regimefeinde« bzw. oppositionelle Grup-
pen zunehmend vorsichtiger einsetzen, wie Ulrich Huemer in seinem Beitrag 
zu DDR-Opposition und politischem Strafrecht in der Ära Honecker heraus-
arbeitet. Obwohl das Ministerium für Staatssicherheit die Ergebnisse geheim-
polizeilicher Überwachung nutzte und die Strafverfahren kontrollierte - die 
folglich ebenfalls eine Form politischer Justiz darstellen - konnte es das 
Rechtssystem auf lange Sicht nicht in dem gewünschten bzw. erforderlichen 
repressiven Maß instrumentalisieren, um politische Dissidenz zu verfolgen 
~zw. auszuschalten. Gelang es doch der Opposition im Umgang mit politischer 
Uberwachung und Justiz zunehmend, »legale« Aktionsformen des Protestes zu 
entwickeln und sogar strafrechtliche Verfolgung zu nutzen. Da die DDR nicht 
völlig auf rechtsstaatliche öffentliche Verfahren verzichtete, konnte die be-
troffene politische Opposition die Strafverfolgung als politische Justiz anpran-
gern und ihre politischen Motive kommunizieren. Gerade in der spezifischen 
Situation der zunehmenden Systemkonkurrenz mit der Bundesrepublik und 
dem gleichzeitigen Versuch, internationale Anerkennung zu erlangen, konnte 
sich die DDR eine repressive Kriminalisierung politischer Dissidenz als 
politisches Verbrechen, das mit den repressiven Mitteln der Strafjustiz verfolgt 
wurde, nicht leisten. Statt Verhaftung, Verfahren und Strafe favorisierte die 
Staatsicherheit daher zunehmend verdeckte Mittel der geheimen politischen 
Polizei sowie die Anwendung des Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungs-
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rechts ( frühneuzeitlich also: der guten Policey), die sich freilich als aufwändi-
ger und weniger effektiv erwiesen. 
Mit den Mitteln der politischen Polizei agierte die DDR auch im F~ll des 
Linksterrorismus, dessen Bekämpfung Tobias Wunschik vergleichend für die 
beiden deutschen Staaten zwischen r970 und r989 untersucht. Die geheim-
polizeiliche Terrorismusbekämpfung bediente sich in beiden deutschen Staaten 
durchaus ähnlicher Mittel, wie der Informationsabschöpfung Festgenomme-
ne~; der Anwerbung von Infiltranten oder Telefonabhörrnaßnahrnen. In der 
Bundesrepublik war die rechtliche Kontrolle jedoch wesentlich stärker aus-
geprägt, während die DDR versuchte, den Terrorismus in ihrem Sinn zu 
instrumentalisieren. Trotz offizieller Ablehnung terroristischer politischer 
Gewalt duldete und unterstützte sie daher Terroristen aus der Bundesrepu-
blik, deren Destabilisierung durch die wachsende terroristische Bedrohung 
ganz im Sinne der DDR-Führung war. Diese grenzübergreifende Instrurnen-
talisierung politischer Gewalt durch ein konkurrierendes Herrschaftssystem -
die sich bereits seit der Französischen Revolution in unterschiedlichen Formen 
nachweisen lässt - musste aber auch politisch-polizeilich verwertbare Infor-
mationen liefern und durfte nicht die innere Sicherheit der DDR gefährden. 
Linksterroristen waren auch aus der Sicht des Ministeriums für Staatssicher-
heit ein Unsicherheitsfakto~; sie entzogen sich politische~; polizeilicher oder 
geheimdienstlicher Kontrolle und waren nicht berechenbar. Insofern erleich-
terte die Staatssicherheit zwar terroristische Aktivitäten in der Bundesrepublik, 
aber erzeugte oder förderte nicht wesentlich politisch motivierte Gewalt. 
Zudem mussten die Sicherheitsbehörden die (Welt-)Öffentlichkeit einkalku-
lieren, die in der Terrorismusbekämpfung der beiden deutschen Staaten eine 
wichtige Rolle spielte. So informierten die westlichen Dienste die Medien von 
der Duldung linker Terroristen, was eine deutliche Reduktion der Protektion 
durch die DDR nach sich zog. Umgekehrt waren aber auch die polizeilichen 
und rechtlichen Reaktionen der Bundesrepublik starker Medienkritik ausge-
setzt, was zur Rücknahme verschiedener Maßnahmen führte, um dem Vor-
wurf eines überzogenen repressiv-polizeilichen Vorgehens oder gar der politi-
schen Justiz zu entgehen. 
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Die Bedeutung der öffentlichen Bewertung der polizeilichen und rechtlichen 
Reaktionen auf Terrorismus und politische Gewalt im internationalen Kontext 
unterstreicht auch der abschließende Beitrag von Beatrice de Graaf zu 
Terrorismusbekämpfung und Sicherheitspolitik in den Niederlanden seit den 
r97oer Jahren. Denn deren EntwicHeng war sowohl durch einen antiwest-
deutschen Reflex als auch durch die spezifischen Bedingungen der Niederlande 
als einem »versäulten politischen System« geprägt, das politische Gewalt 
anders wahrnahm und »etikettierte« und daher auch mit anderen Mitteln 
reagieren konnte. In den Niederlanden agierten zwar mehrere terroristische 
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Gruppen (die man jedenfalls im Vergleich zu anderen Organisationen in 
Europa als »terroristisch« betrachten könnte), die offiziellen Stellen bezeich-
neten diese jedoch öffentlich kaum als »terroristisch«. Lediglich intern be-
nutzten sie Termini wie »Terror« und »Terrorismus« zur Charakterisierung 
der extremsten, gegen Menschenleben gerichteten Formen politischer Gewalt, 
verwendeten aber ansonsten im öffentlichen Raum absichtlich nur den Begriff 
»politisch gewalttätiger Aktivismus«. Zudem entwickelten die föderal und 
kommunal ausgerichteten Sicherheitsbehörden keine offizielle, zentralisierte, 
einheitliche Strategie der Terrorismusbekärnpfung, sondern setzten auf eher 
dezentrale polizeiliche Maßnahmen (Deeskalation, Störung, Überwachung, 
Informationsabschöpfung). Langfristig orientierte sich die Sicherheitspolitik 
eher auf soziale Kontrolle und die gesellschaftliche Reintegration der protest-
und gewaltbereiten Minderheiten, aus denen die Gruppen stammten. Die 
Niederlande reagierte anf politische Gewalt folglich nicht mit einer spezifisch 
auf das Verbrechen des Terrorismus ausgerichteten Polizei nnd Justiz, sondern 
setzte eher auf eine >> Entpolitisierung« und »Deeskalation" sowie eine größere 
Bandbreite an Maßnahmen. Als Ursachen arbeitet Beatrice de Graaf die- auch 
öffentlich-symbolisch wirksame - Abgrenzung von der Terrorismusbekämp-
fung der Bundesrepublik, die Erhaltung des Ordnungsmodells einer »offenen 
Gesellschaft« und die föderalistisch, dezentral organisierte Struktur von 
Verwaltung, Polizei und Justiz (die auch Reibungsverluste und Ineffektivität 
mit sich brachte) heraus. Im Endergebnis führte dies zu einer entpolitisierten, 
zurückhaltenden, oft auch fehlenden und auf eine entsprechende öffentliche 
Repräsentation ausgerichteten Sicherheitspolitik, die letztlich einen »ent-
radikalisierenden" Effekt hatte. 
Abschließend können daher nochmals die rechtlichen Reaktionen und die 
Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Öffentlichkeiten, Foren und 
Arenen, in denen politische Kriminalität und deren Deutung verhandelt 
wurden, als fruchtbarer methodischer Zugang und wesentliches Ergebnis 
einer Geschichte der politischen Kriminalität seit der Frühen Neuzeit hervor-
gehoben werden. Nicht allein der »Terrorismus«, sondern zahlreiche Formen 
politischer Dissidenz/Gewalt zielten auf öffentliche Wirkung und waren Teil 
eines auch öffentlich-medial vermittelten Diskurses, in dem über die Legitimi-
tät von Herrschaft, Recht, Justiz; Widerstand, Dissidenz, Sicherheit oder 
»Terror« kornmuniziert und gestritten wurde. In dieser Hinsicht konnten 
Terrorismus, politische Verbrechen und Sicherheitsbedrohungen zu Objekten 
von Kantestation wie »Securitization« und politischem »Agendasetting« 
avancieren. Die rechtlichen und polizeilichen Reaktionen auf politische 
Verbrechen bildeten nicht nur ein wesentliches Element dieses Diskurses, 
sondern konnten sogar die politische Botschaft und die destabilisierende 
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Wirkung politischer Dissidenz/Kriminalität noch verstärken. In diesem Sinn 
waren die Reaktionen von Recht und Justiz immer »politisch«, und konnten 
von allen Akteuren als Arena genutzt werden, um ihre politische BQtschaft zu 
vermitteln. Insofern handelt es sich bei »Terrorismus«, »Staatsterrorismus« 
oder »politischer Justiu um standortgebundene Zuschreibungskategorien, die 
auf die Bewertung spezifischer Formen politischer Gewalt (von unten oder 
oben) abstellen. In den Blick kommen damit ebenfalls die rechtlichen und 
gesellschaftlichen Folgewirkungen und Kosten der Reaktionen auf politische 
Kriminalität, die nicht nur eine Beschränkung bürgerlicher (Freiheits-)Rechte, 
sondern auch eine Instrumentalisierung des Rechtssystems wie der politischen 
Gewalt (oder des »Terrorismus«) umfassen konnten: Kriminalisierung poli-
tischer Dissidenz, Intensivierung polizeilicher und sozialer Kontrolle, »poli-
tische Justiz«, und öffentliche Diskurse reagierten nicht nur auf politische 
Straftaten, ahndeten diese und stellten die Ordnung wieder her, sondern 
konstruierten und deuteten politische Kriminalität, konnten Bedrohungsäng-
ste verstärken oder weitere Kritik bzw. dissidente politische Handlungen 
auslösen und damit politische/gesellschaftliche Ordnung auch destabilisieren. 
Differente Interpretationen, Kollisionen und Reibungsverluste ergaben sich 
auch zwischen den politischen Systemen und den mit politischer Kriminalität 
befassten Institutionen; Gerichte, Polizeien und Verwaltungsbehörden arbei-
teten keineswegs störungsfrei und effektiv zusammen, sondern folgten Eigen-
logiken. Diese Zielkonflikte und Ambivalenzen, die aus politischer Kriminali-
tät, polizeilichen und rechtlichen Reaktionen und der diesen inhärenten oder 
diese begleitenden symbolisch-öffentlich-medialen Vermittlung resultieren, 
scheinen folglich ein historisch verbindendes Element der schillernden Ge-
schichte der politischen Kriminalität darzustellen. 
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